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Ministerium für Gesundheit,
Emanzipation, Pflege und Alter 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Dorothea Prütting


40190 Düsseldorf
Stellungnahme zum anstehenden Erfahrungsbericht zum Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG NRW)
Ihr Anschreiben vom 16. April 2014

Sehr geehrte Frau Dr. Prütting,

gerne kommen wir Ihrer Bitte um Stellungnahme im Rahmen des anstehenden Berichtes zu den Erfahrungen mit dem PsychKGNRW nach.

Die Begleitung von Menschen in seelischer Not, deren Ausprägung die Unterbringung nach § 11 PsychKG NRW determiniert, ist für psychiatrisch Pflegende immer dann eine Herausforderung, wenn die Bereitschaft zur gebotenen Behandlung nach § 18 PsychKG vom der/dem Betroffenen verweigert wird und eine Besserung des zur Unterbringung führenden krankheitsbedingten Verhaltens, welches zu einer erheblichen Selbstgefährdung oder einer erheblichen Gefährdung bedeutender Rechtsgüter anderer führt, nicht herbeigeführt werden kann.
Das PsychKG schreibt im § 10 Absatz 2 Satz 3 vor, dass Krankenhäuser durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen haben, dass sich die Betroffenen der Unterbringung nicht entziehen. 
Häufig genug korreliert die mangelnde Einsichtsfähigkeit in die behandlungsbedürftige Erkrankung mit dem unbedingten, verständlichen Willen, sich der Unterbringung zu entziehen. Betroffene fühlen sich unrechtmäßig eingesperrt und reagieren, je nach Temperament und krankheitsbedingter Einschränkung, nicht selten mit verbaler und physischer Aggression.
Dies führt dann im Ergebnis allzu oft zu erheblich gefährlichen Situationen für die eigene und/oder die Gesundheit anderer Personen – leider sehr oft den begleitenden Pflegenden.
Nach § 18 Absatz 4 sind dies dann jedoch die einzig möglichen Konstellationen, eine Behandlung auch gegen den Willen des/der Betroffenen einzuleiten.

Die unbedingte Achtung der Freiheit des Betroffenen zur Entscheidung für oder gegen eine Behandlung und das Wissen darum, dass es ohne Behandlung zu oftmals extrem eskalierenden Situationen mit körperlichen Angriffen der Betroffenen auf Pflegende kommt, macht Pflegende hilflos.

Professionell psychiatrisch Pflegende können die Begleitung von Menschen in seelischer Not, die sich (noch) nicht zu einer Behandlung entschließen können, gut bewältigen; mehr noch: Die Fähigkeit zum wertschätzenden Umgang und zur Hilfestellung von Menschen, die aufgrund ihrer Erkrankung mehr oder weniger unfähig sind, folgerichtig zu handeln, zeichnet psychiatrisch Pflegende aus.
Diese Fähigkeit findet jedoch bei der Abwehr physischer und verbaler Aggression ihre Grenzen und macht ohnmächtig und hilflos, wenn sie lediglich ohne jede Alternative ausgehalten werden muss. 

Das psychiatrische Krankenhaus ist dann für Menschen in seelischer Not, die sich nicht zu einer Behandlung entschließen können, nicht mehr der Ort, an dem behandelt wird, sondern nur noch der Unterbringungsraum. Pflegende begleiten die Betroffenen nicht mehr durch eine zielgerichtete Behandlung hindurch, sondern sind nur Teil der „geeigneten Maßnahme“, durch die „Untergebrachte“ daran gehindert werden, sich der Unterbringung zu entziehen. Zunehmend häufiger werden sie Opfer jener körperlichen Übergriffe, welche die grundsätzlich notwendige Behandlung initiiert.
Darüber hinaus birgt der Runderlass vom 30.11.2012, AZ: 214 – 0518.1.2 nebst den Ergänzungen vom Januar 2012 und vom 18.07.2012, welche sich auf die Positionierung der „Sitzwache“ beziehen, im Alltag vereinzelt zusätzliches Eskalationspotenzial.
Der Einsatz einer Sitzwache bei fixierten, verbal aggressiven oder manisch agitierten Patienten, die bei einer kontinuierlichen personellen Begleitung ggf. diese in ihrem Wahngebilde auf ihrem psychoenergetischen Niveau eher stärken als lindern, erweist sich als wenig sinnvoll und nicht hilfreich.
 

Außerdem sollte die "Position dieser Person im Raum" zwingend vom aktuellen Umsetzungsgrad des Potentials zur verbalen Gewalt des Betreuenden abhängig gemacht werden. Die Möglichkeit, die Festlegung der Sitzwache im Sinne des Wortes aufzuheben und sich als Betreuungsperson auch außerhalb des Raumes, aber in Hörweite eines verbal Gewalttätigen aufzuhalten, sollte nach Anordnung des behandelnden Arztes in Absprache mit der Bezugspflegeperson  gegeben sein. 
Sehr geehrte Frau Dr. Prütting,

es ist unser gemeinsames Anliegen, Menschen in seelischer Not, zu jeder Zeit fachlich optimal und wertschätzend zu begleiten. Wir hoffen darauf, dass der Gesetzgeber die Rahmenbedingungen sowohl für die Betroffenen als auch für die psychiatrisch Tätigen helfend gestalten kann und stehen zu jeder Zeit für die weitergehende Diskussion zur Verfügung.
Mit freundlichem Gruß
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